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zur Durchführung des Einkommenſteuergeſetzes. 
Vom 25. März 1935. 


Auf Grund des $ 5 des Steuergrundgeſetzes in der Faſſung des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 
27. Dezember 1934 (G. Bl. S. 869) wird zur Durchführung des Einkommenſteuergeſetzes vom 11. De⸗ 
zember 1934 (G. Bl. S. 781) hiermit verordnet: 


Zu $ 2 Abſ. 5 des Geſetzes 
81 
Wirtſchaftsjahr 
Das Wirtſchaftsjahr umfaßt einen Zeitraum von zwölf Monaten. Es darf einen Zeitraum von 
weniger als 12 Monaten nur umfaſſen, wenn 

1. ein Betrieb eröffnet oder aufgegeben wird, 

2. ein Steuerpflichtiger von regelmäßigen Abſchlüſſen auf einen beſtimmten Tag zu regelmäßigen 
Abſchlüſſen auf einen anderen beſtimmten Tag übergeht. 


Zu 8 3 des Geſetzes 
82 
Steuerfreie Einkünfte 
Einkünfte aus nichtſelbſtändiger Arbeit, die nach der Lohnſteuerdurchführungsverordnung nicht zum 
ſteuerpflichtigen Arbeitslohn gehören (3. B. Jubiläumsgeſchenke im Rahmen des § 4 Ziffer 4 der 
Lohnſteuerdurchführungsverordnung oder freiwillige Zuwendungen des Arbeitgebers an den Arbeit⸗ 
nehmer bei der Entlaſſung aus dem Dienſtverhältnis im Sinn des $ 4 Ziffer 5 der Lohnſteuerdurch⸗ 
E bleiben bei der Veranlagung des Lohnempfängers zur Einkommenſteuer außer 
nſatz. 
Zu 88 4 bis 6 des Geſetzes 
83 
Fortführung der Bilanzwerte 
Bei Ermittlung des Gewinns nach 88 4 und 5 des Geſetzes für das Wirtſchaftsjahr 1934 (1933/34) 
und die folgenden Wirtſchaftsjahre iſt für den Schluß des Wirtſchaftsjahrs 1933 (1932/33) von dem 
Betriebsvermögen auszugehen, das nach den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes vom 31. Dezember 
1931 in feiner letzten Faſſung feſtgeſtellt iſt oder feſtzuſtellen geweſen wäre. 


8 4 
Eröffnung und Aufgabe eines Betriebs 
(1) Wird ein Betrieb eröffnet oder erworben, ſo tritt an die Stelle des Schluſſes des voran⸗ 
gegangenen Wirtſchaftsjahrs der Zeitpunkt der Eröffnung oder des Erwerbs. 
(2) Wird ein Betrieb aufgegeben oder veräußert, ſo tritt für die Berechnung des Gewinns aus 


e Betrieb an die Stelle des Schluſſes des Wirtſchaftsjahrs der Zeitpunkt der Aufgabe oder Ver⸗ 
äußerung. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 7. 4. 1985.) 


„ 
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85 
Bewertung bei unentgeltlicher Übertragung 

(1) Wird ein Betrieb oder ein Teilbetrieb unentgeltlich übertragen, ſo ſind bei der Ermittlung 
des Gewinns des bisherigen Betriebsinhabers die Wirtſchaftsgüter mit den Werten nach 8 6 Ziffern 1 
bis 3 des Geſetzes anzuſetzen. Der Teilwert kaan auf Antrag auch dann angeſetzt werden, wenn er 
höher iſt als die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten. Antragsberechtigt iſt der bisherige Betriebs⸗ 
inhaber, im Fall der Geſamtrechtsnachfolge der Rechtsnachfolger. Der Rechtsnachfolger iſt für den 
Beginn des Betriebs an die letzten Bilanzanſätze des Rechtsvorgängers gebunden. 

(2) Werden nur einzelne Wirtſchaftsgüter unentgeltlich übertragen, ſo gilt für den Empfänger 
als Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten der Betrag, den er für das einzelne Wirtſchaftsgut im 
Zeitpunkt des Empfangs hätte aufwenden müſſen. 


86 
Einlagen 
Führt der Steuerpflichtige dem Betrieb Wirtſchaftsgüter zu, die vor dem 1. Januar 1925 ange 
ſchafft oder hergeſtellt worden ſind, ſo gilt als Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten der Betrag, den 
der Steuerpflichtige für die Anſchaffung oder Herſtellung am 1. Januar 1925 hätte aufwenden 
müſſen. 
$7 


Buchführende Land- und Forſtwirte 
(1) Als buchführende Land- und Forſtwirte gelten diejenigen Land⸗ und Forſtwirte, die über den 
Betrieb der Land⸗ und Forſtwirtſchaft ordnungsmäßige Bücher führen, durch die der Gewinn ausge 
wieſen wird. Die Bücher gelten als ordnungsmäßig, wenn ſie 
1. alle Vorgänge des Betriebs, nach beſtimmten Grundſätzen geordnet, mit ihrem Geldwert 
ausweiſen, insbeſondere auch Entnahmen und Einlagen im Sinne des § 4 des Geſetzes: 
2. auf Grund einer jährlichen Beſtandsaufnahme die Anderungen des Betriebsvermögens dar⸗ 
ſtellen. Die Beſtandsaufnahme braucht ſich auf das ſtehende Holz nicht zu erſtrecken. a 
(2) Die Verordnung über die Ordnungsmäßigkeit der landwirtſchaftlichen Buchführung vom 
27. März 1926 (St. A. Teil I S. 110) in der geltenden Faſſung iſt bis auf weiteres anzuwenden. 


Zu 8 9 des Geſetzes 
88 
Abſetzung für Abnutzung oder Subſtanzverringerung 

(1) Bei Gebäuden und ſonſtigen Wirtſchaftsgütern, die vor dem 1. Januar 1925 angeſchafft, her⸗ 
geſtellt oder unentgeltlich erworben worden ſind und nicht zu einem Betriebsvermögen gehören, gilt für 
die Bemeſſung der Abſetzung für Abnutzung oder Subſtanzverringerung als Anſchaffungs⸗ oder Her⸗ 
ſtellungskoſten der Betrag, den der Steuerpflichtige für die Anſchaffung oder Herſtellung am 1. Ja⸗ 
nuar 1925 hätte aufwenden müſſen. 

(2) Bei Gebäuden und ſonſtigen Wirtſchaftsgütern, die nach dem 31. Dezember 1924 unentgelt⸗ 
lich erworben worden ſind und nicht zu einem Betriebsvermögen gehören, gilt für die Bemeſſung der 
Abſetzung für Abnutzung oder Subſtanzverringerung als Anſchaffungs- oder Herſtellungskoſten der 
Betrag, den der Steuerpflichtige für die Anſchaffung oder Herſtellung im Zeitpunkt des Erwerbs 
hätte aufwenden müſſen. 

89 


Pauſchbetrag für Werbungskoſten 
Bei der Veranlagung von Steuerpflichtigen, zu deren Einkünften Renten aus der Invaliden⸗ oder 
Angeſtelltenverſicherung oder Bezüge gehören, die ganz oder teilweiſe auf frühere Beitragsleiſtungen 
des Bezugsberechtigten oder ſeines Rechtsvorgängers beruhen, iſt zur Abgeltung der Werbungskoſten 
von dieſen Einnahmen als Mindeſtbetrag ein Pauſchbetrag von 200 Gulden abzuſetzen. Gleiches gilt 
für Steuerpflichtige, die lediglich Einkünfte aus Kapitalvermögen haben, wenn dieſe den Betrag von 
1200 Gulden jährlich nicht überſteigen. 
Zu $ 10 des Geſetzes 
§ 10 
Hausgehilfinnen 
Für den Abzug nach $ 10 Abſ. 1 Ziffer 1 des Geſetzes iſt $ 21 der Lohnſteuerdurchführungs⸗ 
verordnung vom 20. Dezember 1934 (St. A. Teil 1 S. 549) auch bei der Veranlagung anzuwenden. 


* 
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Zu $ 12 des Geſetzes 
§ 11 
Abzugsfähigkeit ausländiſcher Einkommenſteuer 

Unbeſchränkt Steuerpflichtige, die im Ausland zu einer der Danziger Einkommenſteuer entſpre⸗ 
chenden Steuer herangezogen werden, können die ausländiſche Steuer in Höhe des nachweislich ge- 
zahlten Betrags vom Geſamtbetrag der Einkünfte abziehen, ſoweit dieſe Steuer auf Einkünfte entfällt, 
die der Danziger Einkommenſteuer unterliegen. Dies gilt nicht, ſoweit die ausländiſche Steuer auf 
inländiſche Einkünfte im Sinne des $ 46 des Geſetzes entfällt. 


Zu $ 14 des Geſetzes 
8 12 
Gewinn aus der Veräußerung eines land- und forſtwirtſchaftlichen Betriebs 
Land⸗ und Forſtwirte, die ihren Betrieb oder einen Teilbetrieb vor dem 1. Januar 1938 ver⸗ 
äußern, werden wegen des bei der Veräußerung erzielten Gewinns zur Einkommenſteuer nur heran⸗ 
gezogen: 
1. wenn der Betrieb oder der Teilbetrieb nach dem 31. Dezember 1924 entgeltlich erworben 
worden iſt, oder 
2. wenn mit dem Betrieb oder dem Teilbetrieb in unverhältnismäßig großem Umfang ſchlag⸗ 
reifes Holz oder andere zur Fortführung des Betriebs nicht erforderliche Wirtſchaftsgüter ver⸗ 
äußert worden ſind. 
Zu 8 17 des Geſetzes 
§ 13 
Veräußerung weſentlicher Beteiligung 
(1) Anteile an einer Kapitalgeſellſchaft im Sinn des $ 17 des Geſetzes find Aktien, Anteile an 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, Kuxe, Genußſcheine oder ähnliche Beteiligungen ſowie An⸗ 
wartſchaften auf ſolche Beteiligungen. 
(2) Als Gewinn aus der Veräußerung eines Anteils an einer Kapitalgeſellſchaft gilt auch der 
Gewinn, den der Geſellſchafter bei Auflöſung der Kapitalgeſellſchaft erzielt. 


Zu 88 26 und 27 des Geſetzes 
Ss 14 

(1) Der Ehemann hat in ſeiner Steuererklärung auch die Einkünfte ſeiner Ehefrau anzugeben, 
die nach 8 26 des Geſetzes bei der Zuſammenveranlagung der Ehegatten mit feinen Einkünften zu⸗ 
ſammenzurechnen ſind. 

(2) Der Haushaltsvorſtand hat in ſeiner Steuerklärung auch die Einkünfte der Kinder anzu⸗ 
geben, die nach $ 27 des Geſetzes bei der Zuſammenveranlagung mit feinen Einkünften zuſammen⸗ 
zurechnen ſind. 

§ 15 

Soweit Einkünfte einheitlich feſtzuſtellen ſind, ſind die zur Geſchäftsführung oder Vertretung der 
Geſellſchaft oder Gemeinſchaft befugten Perſonen zur Abgabe einer Erklärung über die Einkünfte der 
Beteiligten verpflichtet. 

$ 16 

(1) Die Erklärungen nach SS 14 und 15 find unter Verwendung der amtlichen Formblätter ab⸗ 
zugeben. 

(2) Steuerpflichtige, die nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs oder auf Grund anderer 
geſetzlicher Vorſchriften Bücher führen und regelmäßig Abſchlüſſe machen, haben der Steuerer⸗ 
klärung eine Abſchrift der unverkürzten Bilanz, der Verluſt⸗ und Gewinnüberſicht, und wenn ein 
Jahresbericht (Geſchäftsbericht) vorliegt, auch dieſen beizufügen. 


Haushaltsbeſteuerung 
$ 17 
(1) Zum Haushalt des Steuerpflichtigen im Sinn des $ 31 Abſ. 2 Ziffer 2 Satz 1 des Ge⸗ 
ſetzes gehören minderjährige Kinder dann, wenn ſie bei einheitlicher Wirtſchaftsführung unter Lei⸗ 
tung des Steuerpflichtigen deſſen Wohnung teilen oder ſich mit ſeiner Einwilligung außerhalb ſeiner 
Wohnung nicht zu Erwerbszwecken, ſondern zu Zwecken der Erziehung, der Lehre, des Studiums und 
dergl. oder als Hilfsdienſtpflichtige im Staatlichen Hilfsdienſt und dergl. aufhalten. Leben die Ehe⸗ 


48% 
gatten dauernd getrennt, jo ſteht die Kinderermäßigung demjenigen Ehegatten zu, zu deſſen Haushalt 
die Kinder gehören. In dieſem Fall können die Aufwendungen des anderen Ehegatten für die Er⸗ 
ziehung und den Unterhalt der minderjährigen Kinder nur auf Grund des $ 32 des Geſetzes berüd- 
ſichtigt werden. 

(2) Volljährige Kinder werden nur dann auf Koſten des Steuerpflichtigen ausgebildet (§ 31 
Abſ. 2 Ziffer 2 des Geſetzes), wenn der Steuerpflichtige die Koſten der Berufsausbildung ein⸗ 
ſchließlich der Koſten des Unterhalts ganz oder überwiegend trägt. Als Berufsausbildung gilt auch 
die Ausbildung in der Hauswirtſchaft gegen Lehr- oder Schulgeld. 

(3) Die Kinderermäßigung für volljährige Kinder wird nur gewährt, wenn die Vorausſetzungen 
(Berufsausbildung auf Koſten des Steuerpflichtigen und Nichtvollendung des 25. Lebensjahres) min⸗ 
deſtens vier Monate im Kalenderjahr beſtanden haben. 


$ 18 
Die Kinderermäßigung nach § 31 Abſ. 2 Ziffer 2 des Geſetzes wird dem Steuerpflichtigen auch 
dann gewährt, wenn er dem Haushalt eines anderen Steuerpflichtigen angehört. Dem anderen Steuer⸗ 
pflichtigen ſteht Kinderermäßigung inſoweit nicht zu. Die Kinder werden nur mit ihren Eltern zu⸗ 
ſammen veranlagt. 
§ 19 
Iſt ein Kind, für das Kinderermäßigung nach 8 31 Abſ. 2 Ziffer 2 des Geſetzes zu gewähren 
ſein würde, verheiratet, ſo wird es mit ſeinem Ehegatten zuſammen veranlagt, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 26 des Geſetzes vorliegen. Kinderermäßigung nach § 31 Abſ. 2 Ziffer 2 des Geſetzes 
wird in ſolchen Fällen nicht gewährt. S 27 des Geſetzes findet keine Anwendung. 


Zu 8 29 Abſ. 2 Ziffer 2 des Geſetzes 
$ 20 
Feſtſetzung von Durchſchnittsſätzen für den Nutzungswert der Wohnung im eigenen 
Hauſe 
Als Durchſchnittsſatz für den Nutzungswert der Wohnung im eigenen Hauſe iſt die nach den 
Grundſätzen des §S 1 A Ziffer 5 der Verordnung betr. den Erlaß von Richtlinien über die Erhebung 
der Grundvermögenſteuer vom 3. Dezember 1934 (G. Bl. S. 761) für die in Frage kommenden Räume 
feſtgeſtellte Jahresrohmiete anzuſetzen, zuzüglich der auf die Räume entfallenden Wohnungsbauabgabe 
in der ſich aus der Veranlagung hierzu für das in Frage kommende Kalenderjahr ergebenden Höhe. 


§ 21 
Abrundung und Kleinbetrag bei Vorauszahlungen 
(1) Der Jahresbetrag der Einkommenſteuervorauszahlungen iſt auf einen durch vier teilbaren 


vollen Guldenbetrag nach unten abzurunden. 
(2) Vorauszahlungen werden nur erhoben, wenn ſie vierteljährlich zwei Gulden überſteigen. 


Zu 8 50 des Geſetzes 
$ 22 
Gemeindeanteile 
Bis zum Erlaß beſonderer Beſtimmungen gilt für die Berechnung der Anteile der Gemeinde und 
Gemeindeverbände aus der Einkommenſteuer und den übrigen Steuern des Gemeinſamen Solls im 
Sinne des Geſetzes vom 27. September 1928 (G. Bl. S. 207) die Verfügung des Landesſteueramts 
vom 31. 12. 27/13. 2. 28 FZ 8 564%½8 III. 


Übergangsvorſchriften 
§ 23 
Teilwert 

(1) Bei der Gewinnermittlung für das Kalender- (Geihäfts-) jahr 1934 kann für den Schluß 
des Kalender⸗ (Geſchäfts⸗) jahrs als niedrigerer Teilwert im Sinne des $ 6 Ziffer 1 Satz 2 und 3 des 

Geſetzes angeſetzt werden: 
a) bei Hypotheken auf Danziger landwirtſchaftlichen Grundſtücken, die zum Umſchuldungs⸗ 

verfahren zugelaſſen ſind 
a) falls es ſich um erſtwertige Hypotheken, d. h. Hypotheken innerhalb der erſten 40 % 
des Steuerwerts des Grundſtücks für 1932/34 handelt: 
60 % ihres Nennwerts; 


\ 


8) falls es ſich um zweitwertige Hypotheken, d. h. Hypotheken außerhalb der unter q) an⸗ 
gegebenen Grenze handelt: 
30% ihres Nennwerts; 

b) bei Hypotheken auf deutſchen Grundſtücken, Darlehnsforderungen gegenüber deutschen Schuld 
nern, Guthaben bei der Deutſchen Konverſionskaſſe und ſonſtigen deutſchen Sperrguthaben 
aus Zins- uſw. Nückſtänden: 

50 Gulden für je 100 Reichsmark des Nennwerts; 

c) bei deutſchen Wertpapieren: 
50 Gulden für je 100 Reichsmark ihres Kurswerts am 31. Dezember 1934 bezw. am 
Bilanzſtichtage. 

(2) Bei buchführungspflichtigen Kaufleuten im Sinne des § 5 des Geſetzes greifen die Beſtim⸗ 
mungen des Abſ. 1 nur inſoweit Platz, als von ihnen in der dem Steueramt eingereichten Handels⸗ 
bilanz Gebrauch gemacht iſt. 

§ 24 
Spekulationsgeſchäfte 

Veräußerungsgeſchäfte über Wirtſchaftsgüter im Sinne des $ 23 Abſ. 1 Ziffer 1b des Geſetzes, 
die in der Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1934 vorgenommen worden ſind, gelten nur 
dann als Spekulationsgeſchäfte, wenn der Zeitraum zwiſchen Anſchaffung und Veräußerung nicht 
mehr als ſechs Monate betragen hat. 

§ 25 
Vorauszahlungen 

Die Vorauszahlungen, die im Kalenderjahr 1935 bis zur Bekanntgabe des Steuerbeſcheids für 
1934 zu entrichten ſind, können außer den Fällen der SS 36 und 37 anderweitig feſtgeſetzt werden, 
wenn ihre Höhe bei Anwendung der Tarifvorſchriften des neuen Geſetzes dem zuletzt ermittelten Ein⸗ 
kommen nicht mehr entſpricht. Die näheren Beſtim mungen erläßt der Leiter des Landesſteueramts. 


Zu $ 43 des Geſetzes 
§ 26 
Bei der Veranlagung für 1934 ſind in den Fällen des $ 43 an Stelle der in § 10 Abſ. 3 und 
§ 43 Abſ. 3 genannten Pauſchbeträge von je 200 G insgeſamt mindeſtens 720 G für Werbungs⸗ 
koſten und Sonderausgaben abzuſetzen. 
$ 27 
Geltung von Vorſchriften des Steueranpaſſungsgeſetzes 
ss 5, 6, 7 Abſ. 2, SS 9, 10 und 14 Abſ. 2 des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 27. Dezember 
1934 (G. Bl .S. 869) gelten bereits für die Veranlagung zur Einkommenſteuer für das Kalender⸗ 
jahr 1934. 
$ 28 
Inkrafttreten 


(1) Dieſe Verordnung gilt erſtmalig für die Veranlagung zur Einkommenſteuer für das Kalender⸗ 
jahr 1934 mit Ausnahme des $ 10 der erſtmalig für die Feſtſetzung der Vorauszahlungen für das 
Kalenderjahr 1935 gilt. 

(2) Die Verordnung vom 20. Februar 1935 (G. Bl. S. 414) wird aufgehoben. 


Danzig, den 25. März 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


7⁵ Verordnung 
zur Durchführung des Körperſchaftsſteuergeſetzes. 
Vom 25. März 1935. 
Auf Grund des $ 5 des Steuergrundgeſetzes in der Faſſung des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 


27. Dezember 1934 (G. Bl. S. 869) und auf Grund des $ 4 Abſ. 1 Ziffer 4 und $ 26 Körper⸗ 
ſchaftſteuergeſetzes vom 11. Dezember 1934 (G. Bl. S. 814) wird hierdurch verordnet: 
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Zu 8 1 Abſatz 1 Ziffer 6 des Geſetzes 
8 1 
Betriebe gewerblicher Art von Körperſchaften des öffentlichen Rechts 

(1) Zu den Betrieben gewerblicher Art von Körperſchaften des öffentlichen Rechts gehören alle 
Einrichtungen, die einer nachhaltigen wirtſchaftlichen Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen oder an— 
deren wirtſchaftlichen Vorteilen dienen. Die Abſicht, Gewinn zu erzielen, iſt nicht erforderlich. 

(2) Die Einrichtung iſt als Betrieb gewerblicher Art nur dann ſteuerpflichtig, wenn ſie ſich inner⸗ 
halb der Geſamtbetätigung der Körperſchaft wirtſchaftlich heraushebt. Dieſe wirtſchaftliche Selbſtän⸗ 
digkeit kann in einer beſonderen Leitung, in einem geſchloſſenen Geſchäftskreis, in der Buchführung oder 
in einem ähnlichen auf eine Einheit hindeutenden Merkmal beſtehen. Daß die Bücher bei einer an⸗ 
deren Verwaltung geführt werden, iſt unerheblich. 

(3) Die Verpachtung eines Betriebs, der nach den Abſätzen 1 und 2 ſteuerpflichtig wäre, wenn 
er vom Verpächter unmittelbar betrieben würde, ſteht einem Betrieb gewerblicher Art gleich. Das 
Gleiche gilt für jede andere entgeltliche Überlaffung von Einrichtungen, Anlagen oder Rechten zu Be- 
triebszwecken dieſer Art. 

82 


Verſorgungsbetriebe 
(1) Zu den Betrieben gewerblicher Art gehören auch die Betriebe, die der Verſorgung der Be- 
völkerung mit Waſſer, Gas, Elektrizität oder Wärme oder dem öffentlichen Verkehr dienen. 
(2) Die Körperſchaftſteuer der öffentlichen Verſorgungsbetriebe wird nach Maßgabe des § 24 
Abſ. 1 und 2 des Körperſchaftſteuergeſetzes und der 88 30 bis 32 dieſer Verordnung den Körper⸗ 
ſchaften überwieſen, denen die Erträge dieſer Betriebe zufließen. 


8 3 
Land⸗ und forſtwirtſchaftliche Betriebe 
Land⸗ und forſtwirtſchaftliche Betriebe von Körperſchaften des öffentlichen Rechts ſind ſteuerfrei. 


8 4 
Hoheitsbetriebe 
(1) Betriebe von Körperſchaften des öffentlichen Rechts, die überwiegend der Ausübung der 
öffentlichen Gewalt dienen (Hoheitsbetriebe), gehören nicht zu den Betrieben gewerblicher Art. Eine 
Ausübung der öffentlichen Gewalt iſt insbeſondere anzunehmen, wenn es ſich um Leiſtungen handelt, 
zu deren Annahme der Leiſtungsempfänger auf Grund geſetzlicher oder behördlicher Anordnung ver⸗ 
pflichtet iſt. Hierher gehören z. B. Forſchungsanſtalten, Wetterwarten, Schlachthöfe, Friedhöfe, An⸗ 
ſtalten zur Nahrungsmittelunterſuchung, zur Desinfektion, zur Leichenverbrennung, zur Müllbeſeitigung, 
zur Straßenreinigung und zur Abführung von Spülwaſſer und Abfällen. 
(2) Die Steuerpflicht der Verſorgungsbetriebe ($ 2 Abſ. 1) und der öffentlich⸗rechtlichen Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten ($$ 21 ff.) bleibt unberührt. 
8 5 
Nechtsform 
(1) Ein Betrieb gewerblicher Art iſt auch dann unbeſchränkt ſteuerpflichtig, wenn er ſelbſt eine 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts iſt. 
(2) Betriebe, die in eine privatrechtliche Form gekleidet ſind, werden nach den für dieſe Rechts⸗ 
form geltenden Vorſchriften beſteuert. 
8 6 


Eintritt in die Steuerpflicht 
Wird ein Betrieb gewerblicher Art erſt nach den Vorſchriften des Körperſchaftsſteuergeſetzes vom 
11. Dezember 1934 ſteuerpflichtig, ſo iſt der Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem Betriebsvermögen am 
Schluß des Wirtſchaftsjahrs und dem Betriebsvermögen am Schluß des vorangegangenen Wirtſchafts⸗ 
jahrs ($ 4 des Einkommenſteuergeſetzes) feſtzuſtellen. Die hierbei zu vergleichenden Betriebsvermögen 
ſind nach den gleichen Grundſätzen zu ermitteln. 
Zu $ 4 Abſ. 1 Ziffer 2 des Geſetzes 
Spar kaſſen 
8 7 
Die öffentlichen oder unter Staatsaufſicht ſtehenden Sparkaſſen ſind von der Körperſchaftsſteuer 
befreit, ſoweit ſie der Pflege des eigentlichen Sparverkehrs dienen. Sie ſind ſteuerpflichtig mit den Ge⸗ 
ſchäften, die der Pflege des eigentlichen Sparverkehrs nicht dienen. 
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Zu 84 Abf. 1 Ziffer 3 des Geſetzes 
Körperſchaften, die lürchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dienen 
8 8 
Allgemeines 

(1) Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen (Körperſchaften) find von der 
Körperſchaftsſteuer befreit, wenn ſie nach der Satzung, Stiftung oder ſonſtigen Verfaſſung und nach 
ihrer tatſächlichen Geſchäftsführung ausſchließlich und unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen oder mild- 
tätigen Zwecken dienen. Unterhalten ſie einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb, der über den Rahmen 
einer Vermögensverwaltung hinausgeht, jo find fie inſoweit ſteuerpflichtig (S 4 Abi. 1 Ziffer 3 des 
Geſetzes). 

(2) Ob ein Zweck als kirchlich, gemeinnützig oder mildtätig anzuſehen iſt, beſtimmt ſich nach den 
$$ 17 bis 19 des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 27. Dezember 1934 (G. Bl. S. 869). 

(3) Ob eine Körperſchaft ausſchließlich den vorgenannten Zwecken dient, beſtimmt ſich nach 8 9 
dieſer Verordnung. 

(4) Für die Frage, ob ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb vorliegt, gilt 8 10 dieſer Verord⸗ 
nung. 


8 9 
2 Ausſchließlichkeit 
(1) Ausſchließlich dient eine Körperſchaft kirchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken 
nur dann, wenn ſie andere als die in den S$ 17 bis 19 des Steueranpaſſungsgeſetzes bezeichneten 
Zwecke nicht verfolgt und außerdem die folgenden Vorausſetzungen erfüllt: 

1. Der Anteil der Mitglieder oder Geſellſchafter (Mitglieder) am Reingewinn darf ſatzungs⸗ 
mäßig und tatſächlich vier vom Hundert der eingezahlten Kapitalanteile und, bei nicht voll 
eingezahlten Kapitalanteilen, vier vom Hundert der Einlagen nicht überſteigen. Außerdem 
muß ſichergeſtellt ſein, daß den Mitgliedern ſonſtige Vermögensvorteile nicht zugewendet 
werden. 

2. Es darf niemand durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen (3. B. Aufſichtsratsvergü⸗ 
tungen, Vorſtandsgehälter) oder durch Verwaltungsausgaben, die dem Zweck der Körper⸗ 
ſchaft fremd ſind, begünſtigt werden. 

3. Es muß ſatzungsmäßig vorgeſchrieben und tatſächlich ſichergeſtellt ſein, 

a) daß die Mitglieder bei ihrem Ausſcheiden oder bei Auflöſung der Körperſchaft nicht 
mehr als ihre Kapitalanteile und, wenn die Kapitalanteile nicht voll eingezahlt ſind, 
nicht mehr als die Einlagen zurückerhalten; 

b) daß bei Auflöſung der Körperſchaft oder bei Wegfall der bisherigen Zwecke das Ver⸗ 
mögen der Körperſchaft für kirchliche, gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verwendet 
wird, ſoweit es in dieſem Zeitpunkt die Kapitalanteile der Mitglieder und, bei nicht voll 
eingezahlten Kapitalanteilen, die eingezahlten Einlagen überſteigt. 

(2) Bei einer Körperſchaft, die vor dem 1. Januar 1924 errichtet worden iſt, tritt an die Stelle 
des Kapitalanteils (Abſ. 1 Ziffern 1 und 3) der Goldwert der eingezahlten Einlagen, wenn dieſer 
niedriger iſt als der Kapitalanteil. 


8 10 
Wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb 

(1) Ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb it eine planmäßige wirtſchaftliche Tätigkeit zur Erzielung 
von Einnahmen oder anderen wirtſchaftlichen Vorteilen, die über eine einmalige Betätigung hinausgeht. 
Die Abſicht, Gewinn zu erzielen, iſt nicht erforderlich. 

(2) Ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb, der über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hin⸗ 
ausgeht, liegt ſtets vor bei Kreditinſtituten, Verſicherungsunternehmen, Penſions⸗, Witwen⸗, Waiſen⸗, 
Sterbe-, Kranken-, Unterſtützungskaſſen und ſonſtigen Hilfskaſſen für Fälle der Not oder Arbeits⸗ 
loſigkeit. 

8 11 
Wohnungs- und Siedlungsunternehmen 
Von der Körperſchaftsſteuer ſind befreit: 


Die vom Senat der Freien Stadt Danzig als gemeinnützige anerkannten Siedlungsunternehmen 
aller Art. 


486 
Zu 8 4 Abf. 1. Ziffer 4 des Geſetzes 
Penſionskaſſen und ähnliche Kaſſen 
8 12 
Aklgemeines 
Rechtsfähige Penſionskaſſen und ähnliche rechtsfähige Kaſſen (rechtsfähige Witwen-, Waiſen⸗, 
Sterbe⸗, Kranken-, Unterſtützungskaſſen und ſonſtige rechtsfähige Hilfskaſſen für Fälle der Not oder 
Arbeitsloſigkeit) ſind von der Körperſchaftsſteuer unter folgenden Vorausſetzungen befreit: 
1. Die Kaſſe muß für Zugehörige oder frühere Zugehörige eines einzelnen wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs oder mehrerer wirtſchaftlich miteinander verbundener Geſchäftsbetriebe beſtimmt 
ſein. Zu den Zugehörigen im Sinn dieſer Beſtimmung rechnen auch deren Angehörige (§ 10 
des Steueranpaſſungsgeſetzes). 

2. Die Mehrzahl der Perſonen, denen die Leiſtungen der Kaſſe zugute kommen ſollen (Leiſtungs⸗ 
empfänger), darf ſich nicht aus dem Unternehmer oder deſſen Angehörigen oder bei Geſell⸗ 
ſchaften nicht aus den Geſellſchaftern oder deren Angehörigen zuſammenſetzen. 

3. Bei Auflöſung der Kaſſe darf ihr Vermögen ſatzungsmäßig nur den Leiſtungsempfängern 
oder deren Angehörigen zufallen oder für ausſchließlich gemeinnützige oder mildtätige Zwecke 
verwendet werden. 

4. Außerdem müſſen bei Kaſſen mit Rechtsanſpruch der Leiſtungsempfänger die Vorausſetzungen 


der $$ 13, 15, bei Kaſſen ohne Rechtsanſpruch der Leiſtungsempfänger die Vorausſetzungen 
der §8 14, 15 erfüllt fein. 


§ 13 
Kaſſen mit Rechtsanſpruch der Leiſtungsempfänger 
Für rechtsfähige Penſionskaſſen und ähnliche rechtsfähige Kaſſen, die den Leiſtungsempfängern 
einen Rechtsanſpruch gewähren, müſſen außer den im § 12 genannten noch die folgenden Voraus- 
ſetzungen erfüllt ſein: 

1. Die Kaſſe muß als Verſicherungsunternehmen nach dem Geſetz über die privaten Verſiche⸗ 
rungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 (RG Bl. S. 139) in der Faſſung der Verordnung 
vom 8. Dezember 1931 (G. Bl. S. 911) oder als öffentlich-rechtliche Verſicherungsanſtalt 
beaufſichtigt werden. 


2. Der Betrieb der Kaſſe muß nach dem Geſchäftsplan als ſoziale Einrichtung ſichergeſtellt ſein. 
Eine ſoziale Einrichtung im Sinne dieſer Beſtimmung liegt insbeſondere dann nicht vor, 
wenn 


a) das Arbeitseinkommen der Mehrzahl der Leiſtungsempfänger den Betrag von 6000 G 
jährlich überſteigt oder 
b) die Leiſtungen der Kaſſe die folgenden Beträge überſteigen: 
als Penſion 4000 G jährlich, 
als Witwengeld 3000 G jährlich, 
als Waiſengeld 1200 G jährlich für jede Waiſe, 
als Sterbegeld 500 G als Geſamtleiſtung. 


8 14 
Kaſſen ohne Rechtsanſpruch der Leiſtungsempfänger 
Für rechtsfähige Unterſtützungskaſſen und ſonſtige rechtsfähige Hilfskaſſen für Fälle der Not 
oder Arbeitsloſigkeit, die den Leiſtungsempfängern keinen Rechtsanſpruch gewähren, müſſen außer den 
im § 12 genannten noch die folgenden Vorausſetzungen erfüllt fein: 
1. Die ausſchließliche und unmittelbare Verwendung des Vermögens und der Einkünfte der 
Kaſſen muß ſatzungsmäßig und tatſächlich für die Zwecke der Kaſſe dauernd geſichert ſein. 
2. Die Gefolgſchaft darf zu laufenden Beiträgen oder zu ſonſtigen Zuſchüſſen nicht verpflichtet 
ſein. 
3. Der Gefolgſchaft oder den Vertrauensmännern der Gefolgſchaft muß ſatzungsmäßig und tat⸗ 
ſächlich das Recht zuſtehen, an der Verwaltung ſämtlicher Beträge, die der Kaſſe zufließen, 
beratend mitzuwirken. 
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$ 15 
Erfüllung der Vorausſetzungen 
Werden die in den §8 12 bis 14 genannten Vorausſetzungen erſt im Laufe eines Kalender-(Wirt⸗ 
ſchafts⸗ jahrs erfüllt, jo tritt die Steuerbefreiung erſt mit dem Beginn des folgenden Kalender⸗(Wirt⸗ 
ſchafts⸗ jahrs ein. 
Zu den 88 5 bis 7 des Geſetzes 
Einkommen 
8 16 
Allgemeines 
Auf die Veranlagung zur Körperſchaftsſteuer ſind die 88 1, 3 bis 8, 11, 13, 15, 16, 22, 23 der 
Verordnung zur Durchführung des Einkommenſteuergeſetzes vom 25. 3. 1935 (G. Bl. S. 479) anzu⸗ 
wenden. 
5 8 17 
Bei Steuerpflichtigen, die nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs zur Führung von Büchern 
verpflichtet ſind, ſind alle Einkünfte als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu behandeln. 


8 18 
Verdeckte Gewinnausſchüttungen 

Bei der Ermittlung des Einkommens und bei der Mindeſtbeſteuerung find verdeckte Gewinnaus— 

ſchüttungen zu berückſichtigen. 

Beiſpiele: 

1. Ein Geſellſchafter führt Vorſtandsgeſchäfte und erhält hierfür ein unangemeſſen hohes Gehalt. 

2. Eine Geſellſchaft zahlt an einen Geſellſchafter beſondere Umſatzvergütungen neben einem an⸗ 
gemeſſenen Gehalt. 

3. Ein Geſellſchafter erhält ein Darlehn von der Geſellſchaft zinslos oder zu einem außer⸗ 
gewöhnlich geringen Zinsfuß. 

4. Ein Geſellſchafter erhält von der Geſellſchaft ein Darlehn, obwohl ſchon bei der Darlehnshin- 
gabe mit der Uneinbringlichkeit gerechnet werden muß. 

5. Ein Geſellſchafter gibt der Geſellſchaft ein Darlehn zu einem außerordentlich hohen Zinsfuß. 

6. Ein Geſellſchafter liefert an die Geſellſchaft Waren oder erwirbt von der Geſellſchaft Waren 
und ſonſtige Wirtſchaftsgüter zu ungewöhnlichen Preiſen oder erhält beſondere Preisnachläſſe 
und Rabatte. 

7. Ein Geſellſchafter verkauft Aktien an die Geſellſchaft zu einem höheren Preis als dem Kurs- 
wert, oder die Geſellſchaft verkauft Aktien an einen Geſellſchafter zu einem niedrigeren Preis 
als dem Kurswert. 

8. Eine Geſellſchaft übernimmt zum Vorteil eines Geſellſchafters eine Schuld oder ſonſtige Ver⸗ 
pflichtungen, wie Bürgſchaften. 

9. Eine Geſellſchaft verzichtet auf Rechte, die ihr einem Geſellſchafter gegenüber zuſtehen. 

10. Ein Dritter, der nicht nur für die Geſellſchaft, ſondern auch für einen Geſellſchafter perſönlich 
tätig iſt, erhält hierfür eine Geſamtvergütung, welche die Geſellſchaft unter Unkoſten ver⸗ 
bucht. | 

Zu 8 8 des Geſetzes 
8 19 
Mitgliederbeiträge 
(1) Mitgliederbeiträge im Sinn des $ 8 des Geſetzes ſind Beiträge, die die Mitglieder einer 
Perſonenvereinigung lediglich in ihrer Eigenſchaft als Mitglieder nach den Satzungen zu entrichten 
verpflichtet ſind. 
(2) Für Verſicherungsunternehmen iſt die Vorſchrift des § 8 des Geſetzes nicht anzuwenden. 


Zu 8 9 des Geſetzes 
8 20 
Schachtelgeſellſchaften 
(1) Die Vergünſtigung für Schachtelgeſellſchaften nach 8 9 des Geſetzes kommt nur für ſolche 
Aktien, Kuxe oder Anteile in Betracht, die der unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Kapitalgeſellſchaft ununter⸗ 
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brochen ſeit mindeſtens 12 Monaten vor dem für die Ermittlung des Einkommens maßgebenden Schluß 
ſtichtag gehört haben. 

(2) Die Vergünſtigung für Schachtelgeſellſchaften gilt unter den Vorausſetzungen des § 9 des Ge⸗ 
ſetzes und des vorſtehenden Abſatzes 1 auch für Aktien, Kuze oder Anteile, die einem unbeſchränkt 
ſteuerpflichtigen Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit gehören. 


Zu $ 10 Ziffer 2 des Geſetzes 
Verſicherungs unternehmen 
821 
Offentlich- rechtliche Verſicherungsanſtalten 


Offentlich⸗rechtliche Verſicherungsanſtalten ſind auch dann unbeſchränkt ſteuerpflichtig, wenn ſie mit 
Zwangs- oder Monopolrechten für das Gebiet der Freien Stadt Danzig ausgeſtattet ſind. 


8 22 
Ermittlung des Einkommens 

Bei der Ermittlung des Einkommens von Verſicherungsunternehmen ſind die Beſtimmungen der 
88 23 bis 26 anzuwenden. 

8 23 
Beitragsrückerſtattung 

(1) Für Beitragsrückerſtattungen, die auf Grund des Geſchäftsergebniſſes gewährt werden, gilt 
das folgende: 

1. Beitragsrückerſtattungen, die aus dem Le bensverſicherungsgeſchäft ſtammen, ſind abzugsfähig. 

2. Beitragsrückerſtattungen, die nicht aus dem Lebensverſicherungsgeſchäft ſtammen, ſind nur 
inſoweit abzugsfähig, als ſie den Überſchuß nicht überſteigen, der ſich ergeben würde, wenn 
die auf das Wirtſchaftsjahr entfallenden Verſicherungsleiſtungen, Überträge und Rücklagen 
ſowie die ſämtlichen ſonſtigen perſönlichen und ſachlichen Betriebsausgaben allein aus der auf 
das Wirtſchaftsjahr entfallenden Beitragseinnahme beſtritten worden wären. Die Beitrags⸗ 
rückerſtattung muß ſpäteſtens bei Genehmigung des Abſchluſſes des Wirtſchaftsjahrs durch 
die ſatzungsmäßig zuſtändigen Organe mit der Maßgabe beſchloſſen werden, daß ſie auf die 
binnen Jahresfriſt nach der Beſchlußfaſſung fällig werdenden Beiträge anzurechnen oder 
binnen Jahresfriſt nach der Beſchlußfaſſung bar auszuzahlen iſt. 

(2) Zuführungen zu Rücklagen für Beitragsrückerſtattungen ſind nur inſoweit abzugsfähig, als 
die ausſchließliche Verwendung der Rücklagen für dieſen Zweck durch Satzung oder durch geſchäfts⸗ 
planmäßige Erklärung geſichert iſt. 

8 24 
Lebensverſicherung 

(1) Bei Verſicherungsunternehmen, die das Lebensverſicherungsgeſchäft allein oder neben anderen 
Verſicherungszweigen betreiben, ſind für das Lebensverſicherungsgeſchäft mindeſtens fünf vom Hundert 
des nach den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes oder des Körperſchaftsſteuergeſetzes ermittelten Ge⸗ 
winns zu verſteuern, von dem der bei dem Lebensverſicherungsgeſchäft für die Verſicherten beſtimmte 
Anteil noch nicht abgezogen iſt. Satz 1 iſt nur dann anzuwenden, wenn nicht nach $ 16 des Geſetzes ein 
höheres Mindeſteinkommen der Beſteuerung zugrunde zu legen iſt. 

(2) Der Senat der Freien Stadt Danzig kann den im Abſatz 1 genannten Hundertſatz erhöhen 
oder ermäßigen. 

8 25 
Verſicherungstechniſche Rücklagen 

(1) Zuführungen zu verſicherungstechniſchen Rücklagen (§ 10 Ziffer 2 des Geſetzes) ſind inſoweit 
abzugsfähig, als es ſich bei dieſen Rücklagen um echte Schuldpoſten oder um Poſten handelt, die der 
Rechnungsabgrenzung dienen. Hierbei dürfen die Rücklagen den Betrag nicht überſteigen, der zur Si⸗ 
cherſtellung der Verpflichtungen aus den am Bilanzſtichtag beſtehenden Verſicherungsverträgen erfor⸗ 
derlich iſt. 

(2) Für die Abzugsfähigkeit der Zuführungen zu Rücklagen zum Ausgleich des ſchwankenden Jah⸗ 
resbedarfs ſind insbeſondere die folgenden Vorausſetzungen erforderlich: 

1. Es muß nach den Erfahrungen in dem betreffenden Verſicherungszweig mit erheblichen 
Schwankungen des Jahresbedarfs zu rechnen ſein. EF 
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2. Die Schwankungen des Jahresbedarfs dürfen nicht durch die Prämien ausgeglichen werden. 
Sie müſſen aus den am Bilanzſtichtag beſtehenden Verſicherungsverträgen herrühren und 
dürfen nicht durch Rückverſicherungen gedeckt ſein. 
(3) Der Senat der Freien Stadt Danzig kann Richtſätze über die ſteuerlich anzuerkennenden Zu- 
führungen zu verſicherungstechniſchen Rücklagen aufſtellen. | | 


§ 26 
Beſchränkt ſteuerpflichtige Verſicherungsunternehmen 

(1) Bei beſchränkt ſteuerpflichtigen Verſicherungsunternehmen iſt, wenn für das inländiſche Ver⸗ 
ſicherungsgeſchäft eine ſteuerlich einwandfreie geſonderte Ermittlung des Inlandseinkommens möglich 
iſt, für die Berechnung des inländiſchen ſteuerpflichtigen Einkommens von dem techniſchen Ergebnis des 
inländiſchen Verſicherungsgeſchäfts auszugehen. Hinzuzurechnen iſt der dem Inlandsgeſchäft entſpre⸗ 
chende Anteil an den Vermögenserträgen des Geſamtunternehmens. Abzuziehen iſt der dem inländi⸗ 
ſchen Verſicherungsgeſchäft entſprechende Anteil an den Generalunkoſten des Geſamtunternehmens, ſo⸗ 
weit ſie nicht im techniſchen Ergebnis des inländiſchen Verſicherungsgeſchäfts enthalten ſind. 

(2) Wenn für das inländiſche Verſicherungsgeſchäft eine ſteuerlich einwandfreie geſonderte Er⸗ 
mittlung des Inlandseinkommens nicht möglich iſt, ſo iſt als inländiſches ſteuerpflichtiges Einkommen 
der dem Verhältnis der inländiſchen Prämieneinnahme zur Geſamtprämieneinnahme entſprechende 
Teil des ausgewieſenen Gewinns des Geſamtunternehmens zugrunde zu legen. 

(3) Dem nach den Abſätzen 1 und 2 berechneten Betrag ſind die nach dem Geſetz und dieſer 
Verordnung nicht abzugsfähigen Ausgaben hinzuzurechnen. 

(4) Das Mindeſteinkommen, das nach § 16 des Geſetzes der Beſteuerung zugrunde gelegt wird, 
kann bei beſchränkt ſteuerpflichtigen Verſicherungsunternehmen nach dem Verhältnis der inländiſchen 
Prämieneinnahme zu der Geſamtprämieneinnahme des ganzen Unternehmens errechnet werden. 


Zu den SS 13 bis 15 des Geſetzes 
8 27 
Übergangsregelung bei Liquidation und Fuſion 
Auf die Auflöſung und Abwicklung (Liquidation), Verſchmelzung (Fuſion), Umwandlung und 
Verlegung ins Ausland ſind bei der Veranlagung 1934 die Vorſchriften des Körperſchaftsſteuergeſetzes 
vom 31. Dezember 1931 anzuwenden. 


Zu $ 16 des Geſetzes 
8 28 
Mindeſtbeſteuerung 
(1) Die Ausſchüttungen und Vergütungen nach $ 16 Abſatz 1 des Geſetzes find bei der Beſteue⸗ 
rung — Mindeſteinkommen dem Kalender⸗(Wirtſchafts⸗ jahr zuzurechnen, für das fie gewährt wor⸗ 
den i | 
(2) Werden Vergütungen nach den . Vorſchriften rückwirkend für bereits abgelaufene 
Kalender⸗(Wirtſchafts⸗ jahre nachträglich gewährt, ſo ſind fie für die Berechnung und für den Fall der 
Beſteuerung als Mindeſteinkommen dem Kalender-(Wirtſchafts⸗ jahr zuzurechnen, das der Beſchluß⸗ 
faſſung unmittelbar vorausgeht. 
Zu 8 26 des Geſetzes 
Genoſſenſchaften 
8 29 
Für Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und für Zentralen von Genoſſenſchaften, auch wenn 
ſie nicht eingetragene Genoſſenſchaften ſind, ſind bei der Veranlagung für die Kalenderjahre 1934 und 
1935 die Vorſchriften des Körperſchaftsſteuergeſetzes vom 31. Dezember 1931 anzumelden. 


Finanzausgleich bei öffentlichen Verſorgungs betrieben 
8 30 
(1) Die Körperſchaftſteuer der öffentlichen Verſorgungsbetriebe wird den Körperſchaften, denen die 
Erträge dieſer Betriebe zufließen, nur dann überwieſen, wenn die in $ 24 Abſatz 2 des Körperſchaft⸗ 
ſteuergeſetzes aufgeſtellten Vorausſetzungen während des ganzen Kalender⸗(Wirtſchafts⸗) jahrs gegeben 
waren. Ein Überweiſungsanſpruch kann nur bis zum Ablauf von ſechs Monaten ſeit Entrichtung der 
Körperſchaftſteuer geltend gemacht werden. 
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(2) Als öffentlich gelten auch ſolche Verſorgungsbetriebe, deren Anteile den im S 24 Abſatz 2 
des Körperſchaftſteuergeſetzes genannten Körperſchaften nur mittelbar gehören und deren Erträge 
dieſen Körperſchaften nur mittelbar zufließen. 

8 31 

(1) Unter den Vorausſetzungen des § 24 Abſatz 2 des Geſetzes können die Entrichtung der Kör⸗ 
perſchaftſteuer und ihre Überweilung dadurch erſetzt werden, daß der öffentliche Verſorgungsbetrieb dem 
Steueramt eine Quittung der überweiſungsberechtigten Körperſchaft oder der mehreren überweiſungs⸗ 
berechtigten Körperſchaften über den Empfang der Körperſchaftſteuer einreicht. Iſt das Steueramt der 
Auffaſſung, daß die Vorausſetzungen des § 24 Abſatz 2 des Geſetzes nicht gegeben ſind, ſo erteilt 
es darüber dem Verſorgungsbetrieb und den Ausſtellern der Quittung einen ſchriftlichen Beſcheid. 

(2) Wird die Körperſchaftſteuer nicht nach Abſatz 1 beglichen, ſondern in anderer Weile 6. B. 
durch Zahlung oder Aufrechnung) an das Steueramt (Steuerkaſſe) entrichtet, ſo hat das Steueramt 
auf Antrag eine Entſcheidung darüber zu treffen, ob die Vorausſetzungen des $ 24 Abſatz 2 des Ge⸗ 
ſetzes gegeben ſind. Antragsberechtigt iſt jede Körperſchaft, die Anſpruch auf Überweilung der Körper⸗ 
ſchaftſteuer erhebt. 

(3) Auf die Entſcheidungen, die nach den Abſätzen 1 und 2 ergehen, finden, ſoweit nichts an⸗ 
deres beſtimmt iſt, die verfahrensrechtlichen Vorſchriften Anwendung, die für die Entſcheidung über 
Vergütungsanſprüche gelten. 

8 32 

Beſteht unter mehreren Körperſchaften Streit, welche Körperſchaft oder mit welchem Anteil eine 
Körperſchaft überweiſungsberechtigt iſt, ſo entſcheidet hierüber auf Antrag das Steueramt. Gegen die 
Entſcheidung iſt die Beſchwerde gegeben. Das Landesſteueramt entſcheidet endgültig. 


8 33 
Zum Steueranpaſſungsgeſetz 
Geltung von Vorſchriften des Steueranpaſſungsgeſetzes 


88 5, 6, 9, 10, 17 bis 19 des Steueranpaſſungsgeſetzes gelten bereits für die Veranlagung zur 
Körperſchaftſteuer für das Kalenderjahr 1934. 


Inkrafttreten 
8 34 
Dieſe Verordnung gilt erſtmalig für die Veranlagung zur Körperſchaftſteuer für das Kalender- 
jahr 1934. 


Danzig, den 25. März 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


76 Verordnung 
ö über landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz. 
Vom 23. März 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 25 und 61 ſowie des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
81 
Bis zum 31. Auguſt 1935 dürfen nur mit Genehmigung eines bei dem Amtsgericht in Danzig 
zu bildenden Vollſtreckungsausſchuſſes 
1. Anträge auf Anordnung der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung landwirtſchaft— 
licher, forſtwirtſchaftlicher und gärtneriſcher Grundſtücke geſtellt und Zwangsverſteigerungen 
ſolcher Grundſtücke durchgeführt werden; 
2. Zwangsvollſtreckungen wegen Geldforderungen in bewegliche Sachen, die zu einem landwirt⸗ 
schaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Betriebe oder zu einem damit verbundenen 
Nebenbetriebe oder zum Hausrat des Betriebsinhabers gehören, betrieben werden; das gleiche 
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gilt von der Zwangsvollſtrecung in Forderungen, Barmittel oder Guthaben, die dem 
Schuldner aus der Veräußerung der in ſeinem Betriebe gewonnenen Erzeugniſſe zuſtehen und 
von Zwangsvollſtreckungen wegen eines Anſpruchs auf Herausgabe der dem Betriebe dienenden 
beweglichen Sachen. 6 f ö 

3. Inhaber eines landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Betriebes zur Ab⸗ 
leiſtung des Offenbarungseides herangezogen werden. 

Die Zwangsvollſtreckung wegen der nachſtehend aufgeführten Anſprüche wird durch die Vorſchrift 
des Abſ. 1 nicht berührt: 

1. Anſprüche auf Unterhalt, die der Schuldner ſeinem Ehegatten, früheren Ehegatten, Ver⸗ 
wandten oder einem unehelichen Kinde kraft Geſetzes zu gewähren hat, ſoweit ſie nach dem 
1. Januar 1935 fällig geworden find; 

2. Anſprüche der zur Bewirtſchaftung des Betriebes oder eines mit dem Betriebe verbundenen 
Nebengewerbes angenommen, in einem Dienit- oder Arbeitsverhältnis ſtehenden Perſonen auf 
Lohn, Koſtgeld oder andere Dienſtbezüge; 

3. Anſprüche auf Grund der bereits erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden Verordnungen zur Si⸗ 
cherung der Frühjahrsdüngung und Saatgutverſorgung für das Wirtſchaftsjahr 1934 und 
1935; 

4. Anſprüche aus Verſicherungsverträgen auf Zahlung der nach dem Inkrafttreten dieſer Ver⸗ 
ordnung fällig gewordenen Prämien, ſoweit es ſich um die Verſicherung des Grundſtücks 
und der zum Betriebe und dem Hausrat gehörenden beweglichen Sachen handelt; 

5. Anſprüche aus Steuern, öffentlichen Laſten und Beiträgen zu ſozialen Verſicherungen. 


§ 2 
Klagen auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen ſowie Klagen auf 
Leiſtung aus Anſprüchen im Sinne des Art. 1 $ 1 Ziff. 2 dürfen nur mit Genehmigung des Voll⸗ 
ſtreckungsausſchuſſes erhoben werden. 
8 3 
In den Fällen der $$ 1, 2 ſoll die Genehmigung verſagt werden, wenn der Schuldner ſchutzwürdig 
und nicht in der Lage iſt, ohne weſentliche Beeinträchtigung der Vorbereitung und der Einbringung der 


nächſten Ernte ſeinen Betrieb fortzuführen; ſie ſoll erteilt werden, wenn eine beſondere Notlage des 
Gläubigers vorliegt. 


Artikel II 


Eine Zwangsvollſtreckung in Forderungen, die dem Inhaber eines Molkereibetriebes aus der 
Lieferung von Milcherzeugniſſen (Sahne etc.) gegen die vom Milchverſorgungsverband beſtimmten 
Abnahmeſtellen zustehen, ift aufzuheben, wenn der Vollſtreckungsausſchuß beſcheinigt, daß dem Inhaber 
des Molkereibetriebs durch die Zwangsvollſtreckung Mittel entzogen würden, die zur ordnungsmäßigen 
Fortführung der Wirtſchaft, insbeſondere zu Lohnzahlungen bis zum 31. Auguſt 1935 benötigt werden, 
und daß dieſer die Gewähr bietet, daß er dieſe Mittel zu dem bezeichneten Zweck verwenden wird. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt auch für Erzeugniſſe, welche die Molkereien auf Grund der Milch— 
lieferungen herſtellen. 

Artikel III 

Der Vollſtreckungsausſchuß beſteht aus einem Amtsrichter, welcher vom Senat beſtimmt wird, zwei 
vom Landesbauernführer ernannten Bauern, ſowie zwei vom Senat ernannten Vertretern. Der Voll⸗ 
ſtrecungsausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Amtsrichter drei ſeiner Mitglieder anweſend ſind. 
Bei Abſtimmung entſcheidet einfache Mehrheit, bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Amtsrichters 
den Ausſchlag. 


Artikel IV 


Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung mit der Maßgabe in Kraft, daß auf Antrag des 
Schuldners mit Zuſtimmung des Vollſtreckungsausſchuſſes 
1. anhängige Zwangsverſteigerungen, ſoweit der Zuſchlagsbeſchluß gegenüber dem Schuldner nicht 
rechtskräftig iſt, in dem zur Zeit des Inkrafttretens der Verordnung befindlichen Stande des 
Verfahrens bis zum 31. Auguſt 1935 einzustellen ſind. Im Falle der Einſtellung iſt der 
Lauf der im Geſetz über die Zwangsverſteigerung und Zwangsvollſtreckung vorgeſehenen 
Friſten bis zum. 31. August 1935 gehemmt: 
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2. begonnene, aber noch nicht beendete Zwangsvollſtreckungen (Art. I Abſ. 1 Ziff. 2, Art. 11) 
vorläufig einzuſtellen find; 
3. anhängige Offenbarungseidverfahten bis zum 31. Auguft 1935 nicht ſortgeſetzt werden dürfen. 
Art. I $ 3 findet Anwendung. 
Der Senat behält ſich vor, die Verordnung ſchon vor dem 31. Auguſt 1935 außer Kraft zu 
ſetzen. 
Danzig, den 23. März 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 
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